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Berlin, 29.09.2023 

 
Rundschreiben 05/2023 
 
Arbeitsvertragsrichtlinien des Diakonischen Werkes Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz e.V. (AVR DWBO) 
 
Hier: I. Veröffentlichung von Beschlüssen der AK DWBO 
 II. Erläuterungen 
 
 
I. Veröffentlichung von Beschlüssen der AK DWBO 
 
Die Arbeitsrechtsregelungsordnung (ARRO DWBO) vom 15. Juni 2018, 
in Kraft seit dem 1. Oktober 2018, sieht vor, dass Beschlüsse der Arbeits-
rechtlichen Kommission des DWBO (AK DWBO) über eine Änderung der 
AVR DWBO durch Rundschreiben veröffentlicht werden. Die Beschlüsse 
werden gem. § 13 Abs. 2 ARRO DWBO mit ihrer Veröffentlichung wirk-
sam.  
 
Die Arbeitsrechtliche Kommission hat auf ihrer Sitzung am 29.09.2023 
beschlossen: Die am 22.09.2023 beschlossene Anlage 3, welche nicht 
veröffentlicht wurde, wird wie folgt neu gefasst: 
 

Anlage 3 
 
(1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Entgeltgruppen 1 bis 10, 
die sich am 01.01.2024 in einem Dienst-/Arbeits- oder Ausbildungs- 
bzw. Praktikumsverhältnis befinden, das über den 30.12.2024 fort-
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besteht, erhalten zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise gemäß § 3 Nr. 11 
c EStG eine sog. Inflationsausgleichsprämie, welche in vier Teilbeträgen mit dem Tabel-
lenentgelt des April, Juli, Oktober und Dezember 2024 ausgezahlt wird. 
 
(2) Die Höhe der Inflationsausgleichsprämie beträgt insgesamt 1.600,00 € in vier gleichen 
Teilbeträgen, wenn in den folgenden Absätzen nichts Anderes bestimmt ist. Für jeden 
vollen Kalendermonat des Vertragsverhältnisses ohne Anspruch auf Entgelt wird der An-
spruch auf die Inflationsausgleichsprämie um 1/12 gekürzt. 
 
Abweichend von Unterabsatz 1 erhalten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Berei-
chen Eingliederungshilfe (einschließlich WfbM) und der teil- und vollstationären Jugend-
hilfe einen Betrag in Höhe von insgesamt 3.000,00 € in vier gleichen Teilbeträgen zu den 
jeweiligen Stichtagen. Unterabsatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  
 
Auszubildende und Praktikanten erhalten eine Inflationsausgleichsprämie in Höhe von 
600,00 €. Unterabsatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, welche im Zuwendungsbereich tätig sind, in denen  
 

a) die Refinanzierung für laufende Projekte über eine Festbetragsfinanzierung er-
folgt, entfällt der Anspruch; 
 

b) die Refinanzierung dem sog. Besserstellungsverbot nach §§ 44 LHO/BHO unter-
liegt, entfällt der Anspruch ganz oder teilweise in dem Umfang, in dem die Zah-
lung der Inflationsausgleichsprämie zu einem Verstoß gegen das Besserstel-
lungsverbot führen würde. 

 
Maßgeblich sind die Verhältnisse am 01. des Monats vor dem jeweiligen Fälligkeitsmo-
nat.  
 
(3) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Auszubildende und Praktikanten in Kran-
kenhäusern besteht kein Anspruch auf Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie. 
 
(4) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Dienststellen, in denen zum Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Zahlung eine Dienstvereinbarung nach § 17 oder Anlage 17 gilt, besteht kein 
Anspruch auf Auszahlung der Inflationsausgleichsprämie.  
 
(5) Teilzeitbeschäftigte erhalten die Inflationsausgleichsprämie anteilig. § 21 der AVR gilt 
entsprechend. Maßgeblich sind die Verhältnisse am 1. des Monats vor dem jeweiligen 
Fälligkeitsmonat.  
 
(6) Beginnt das Arbeits-/Dienstverhältnis oder Ausbildungs- bzw. Praktikumsverhältnis 
im Laufe des Kalenderjahres, oder scheidet eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im 
Sinne des Absatz 1 nach dem 01.01.2024 aus dem Vertragsverhältnis aus, so erfolgt die 
Zahlung anteilig, d.h. für jeden Monat der Beschäftigung, in dem er mindestens für einen 
Tag Entgelt erhält, erwirbt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter einen Anspruch auf 1/12 
der Inflationsausgleichsprämie. Die anteilige Inflationsausgleichsprämie für Ausschei-
dende ist zahlbar mit dem Entgelt des Monats des Ausscheidens. 
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(7) Es kann die Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie auf vorherigen begründeten 
schriftlichen Antrag an die Arbeitsrechtliche Kommission auf das Kalenderjahr 2023 vor-
gezogen werden. Ein Grund könnte beispielsweise sein, dass eine Refinanzierung der 
Inflationsausgleichsprämie in 2024 nicht gesichert ist. Die Arbeitsrechtliche Kommission 
entscheidet in der auf den Antrag folgenden Sitzung über den Antrag. 
 
Die Inflationsausgleichprämie ist in diesem Fall zahlbar an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Sinne des Absatz 1, welche am 01.09.2023 in einem Vertragsverhältnis stehen, 
welches über den 30.11.2023 hinaus fortbesteht. Für Teilzeitbeschäftigte sind abwei-
chend von Absatz 5 die Verhältnisse am 01.09.2023 maßgeblich.  
 
Ein Anspruch in 2024 besteht in diesem Fall nicht. 
 
(8) Anspruch auf Entgelt im Sinne der Absätze 2 und 6 sind auch der Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung aus Anlass der in §§ 24, 28 der AVR genannten Ereignisse und der An-
spruch auf Krankengeldzuschuss im Sinne des § 24 Abs. 3 AVR, auch wenn dieser we-
gen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird.  
 
Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB 
V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbei-
tergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.  
 
(9) Die Zahlungen zur Inflationsausgleichsprämie sind kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt und bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.  
 
(10) Nach einfacher Mitteilung der Dienstgeberin oder des Dienstgebers an die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in Textform bis zum 28.02.2024, kann von den in Absatz 1 be-
nannten Zeitpunkten der Fälligkeit abgewichen und die Inflationsausgleichsprämie in ei-
ner Einmalzahlung mit dem Entgelt im Juni 2024 oder Dezember 2024 ausgezahlt wer-
den. Für nach dem 30.06.2024 eintretende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des 
Absatz 1 verbleibt es bei der Regelung der Absätze 1 und 6.  
 
Maßgeblich bleiben die Verhältnisse am 01 März, 01. Juni, 01. September und 01. No-
vember 2024. 
 
(11) Eine bereits zum Fälligkeitszeitpunkt gezahlte Leistung nach § 3 Nr. 11 c EStG zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise durch den Dienstgeber bzw. die Dienst-
geberin oder Dritten wird auf die nach Anlage 3 zu zahlende Inflationsausgleichsprämie 
angerechnet.  
 
Inkrafttreten: mit Veröffentlichung 
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II. Erläuterungen 
 
Die Arbeitsrechtliche Kommission weist daraufhin, dass hinsichtlich einer Inflationsaus-
gleichsprämie für Krankenhäuser ein Schlichtungsverfahren eingeleitet wurde. 
 
Weitergehende Erläuterungen des Beschlusses erfolgen mit dem nächsten Rundschrei-
ben. 

 
 

 
Andrea U. Asch 
Vorständin DWBO 

 
 
 
 
 


